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Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

Auf der Grundlage der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.
März 2004 (GVBl. I/04, Nr. 8, S. 174) zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 16) in Verbindung mit den §§
140, 3 und 28 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg in der
Fassung vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, Nr. 19, S. 286) zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 16)
hat der Amtsausschuss in seiner Sitzung am 14. Mai 2012 folgende Sat-
zung beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Das Amt Brück erhebt von den amtsangehörigen Gemeinden als Gegen-
leistung für die Nutzung des Häcklers eine Gebühr.

§ 2
Höhe der Gebühr, Entstehen der Gebührenpflicht

(1) Die Gebühr für die Nutzung des Häckslers beträgt 13,32 € pro Betriebs-
stunde.

(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Nutzung des Häckslers.

§ 3
Gebührenschuldner, Fälligkeit der Gebühr

(1) Gebührenschuldner ist die jeweils nutzende Gemeinde.
(2) Die Gebühr wird 14 Tage nach Ende der Nutzung fällig.

Benutzungs- und Gebührensatzung zum Betrieb des Häckslers des Amtes Brück

§ 4
Nutzungsbestimmungen

(1) Der Betrieb des Häckslers darf nur durch eingewiesene Mitarbeiter der
Gemeinden erfolgen. Grundsätzlich sollen zwei Mitarbeiter zum Be-
trieb zugegen sein.

(2) Jeder Nutzer hat sich so zu verhalten, dass Schäden vermieden werden.
Jede Beschädigung ist unverzüglich dem Amt Brück zu melden. Eigen-
mächtige Reparaturen sind untersagt.

(3) Kosten für Kraft- und Verbrauchsstoffe sind direkt durch die nutzende
Gemeinde zu finanzieren.

(4) Über die geleisteten Betriebsstunden ist ein entsprechender Nachweis
zu führen.

(5) Der Häcksler ist aufgrund der Zentralität auf dem Gelände des Bauho-
fes Brück abgestellt. Jede beabsichtigte Nutzung ist mit dem Amt Brück
abzustimmen und der Häcksler eigenständig abzuholen und nach Ende
der Nutzung unverzüglich zurück zu bringen.

(6) Zuwiderhandlungen gegen diese Ordnung können jederzeit mit dem
Verbot der Benutzung geahndet werden.

§ 5
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.

Brück, 25. Mai 2012

Christian Großmann
Amtsdirektor

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom
18.12.2007 (GVBI. I S. 286) wird nach Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung Brück vom 10.05.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
ordentlichen Erträge auf 5.951.300,00 €
ordentlichen Aufwendungen auf 6.384.000,00 €

außerordentlichen Erträge auf 45.000,00 €
außerordentlichen Aufwendungen auf 46.000,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der
Einzahlungen auf 6.831.400,00 €
Auszahlungen auf 7.504.100,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 4.914.400,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 5.192.600,00 €
Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 646.100,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 539.500,00 €

Haushaltssatzung der Stadt Brück für das Haushaltsjahr 2012

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 1.270.900,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 1.772.000,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0,00 €

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von
Investitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungs-
maßnahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf 278.300,00 € festge-
setzt.

§ 4

Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt
festgesetzt:
1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 256 v. H.

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 369 v. H.
2. Gewerbesteuer 323 v. H.



Nr. 7/2012 / Woche 28 13. Juli 20124 Amtsblatt

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

§ 5

1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge
und Aufwendungen als für die Gemeinde von
wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

2. Die  Wertgrenze für  die insgesamt erforderlichen
Auszahlungen,   ab  der  Investitionen und Investitions-
fördermaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln darzustellen
sind, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung
bedürfen, wird bei:
a) Personalaufwendungen/-auszahlungen auf 20.000 €
b) sonstigen Aufwendungen/Auszahlungen aus

laufender Verwaltungstätigkeit sowie für
Finanzierungstätigkeit auf 10.000 €

c) Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 10.000 €
festgesetzt.

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu
erlassen ist, werden bei:
a) der Entstehung eines Fehlbetrages auf 100.000 €

und
b) bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen

Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 25.000 €
festgesetzt.

9. Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen
sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3 a) und b) sowie Nr. 4 b)
ausgeschlossen und werden vom Amtsdirektor genehmigt.

10. Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen ent-
stehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von
der Wertgrenze nach § 5 Nr. 3 und Nr. 4 b) erfolgen.

§ 6

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre
2030 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthal-
tenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
planes umzusetzen.

§ 7

Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfinanz-
haushalte gebildet. Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein
Budget. Die Aufwendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn
nichts anderes festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teil-
haushaltes wird wie folgt festgelegt:

1. Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des jeweili-
gen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird über die Konten-
gruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (Kontengruppe
52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 53), sonstige ordentliche
Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen (Kontengruppe 55) ein Deckungskreis gebildet. Die
Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für die entsprechenden Finanz-
haushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75). Mehrerträge/-einzahlungen
berechtigen zu Mehraufwendungen/-auszahlungen. Ausgenommen
hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Minderaufwendungen/-
auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. Diese dürfen nicht für
andere als den bestimmten Zweck eingesetzt werden.

2. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) ge-
bildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt.
Die Deckungsfähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe
70) gilt entsprechend.

3. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegenseitig
deckungsfähig erklärt.

4. Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb des
jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

5. Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden gemäß
§ 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten von
Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt.

6. Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für interne
Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Brück, den 28.06.2012

Großmann
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am
10.05.2012 beschlossene Haushaltssatzung der Stadt Brück für das Haus-
haltsjahr 2012 wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtli-
chen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Ge-
meinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk –
Flämingbote“ bekannt gemacht.

Aufgrund des im Ergebnisplan ausgewiesenen Fehlbedarfs von 433.700 €
wurde gemäß § 63 Abs. 5 BbgKVerf ein Haushaltssicherungskonzept be-
schlossen, welches einen Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses im Jahr
2030 vorsieht.

Die rechtsaufsichtliche Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes
wurde vom Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Allgemeine
untere Landesbehörde am 27.06.2012 unter Aktenzeichen 41-Si 209/16/
12 mit einer Auflage erteilt.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur
Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,
Zimmer 104 öffentlich aus.

Brück, den 28.06.2012

Großmann
Amtsdirektor
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Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung
vom 15.05.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
ordentlichen Erträge auf 2.944.300,00 €
ordentlichen Aufwendungen auf 3.096.700,00 €

außerordentlichen Erträge auf 63.200,00 €
außerordentlichen Aufwendungen auf 63.200,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen auf 3.093.300,00 €
Auszahlungen auf 3.428.400,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.731.500,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.687.800,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 361.800,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 640.000,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 0,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 100.600,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0,00 €

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
zur Leistung von Investitionsauszahlungen und
Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in
künftigen Haushaltsjahren wird auf 415.000,00 €
festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt
festgesetzt:

1. Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 300 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H.

2. Gewerbesteuer 325 v. H.

Haushaltssatzung
der Gemeinde Borkheide für das Haushaltsjahr 2012

§ 5

1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und
Aufwendungen als für die Gemeinde von wesentlicher
Bedeutung angesehen werden, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

2. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen
Auszahlungen, ab der Investitionen und Investitions-
fördermaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln
darzustellen sind, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung
bedürfen, wird bei:
a) Personalaufwendungen/-auszahlungen auf 20.000 €
b) sonstigen Aufwendungen/Auszahlungen aus

laufender Verwaltungstätigkeit sowie für
Finanzierungstätigkeit auf 10.000 €

c) Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 10.000 €
festgesetzt.

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, wer-
den bei:
a) der Entstehung eines Fehlbetrages auf 100.000 €

und
b) bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen

Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf  25.000 €
festgesetzt.

5.  Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen
sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3 a) und b) sowie  Nr. 4 b)
ausgeschlossen und werden vom Amtsdirektor genehmigt.

6.  Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen ent-
stehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von
der Wertgrenze nach § 5 Nr. 3 und Nr.  4 b) erfolgen.

§ 6

Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfinanz-
haushalte gebildet. Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein
Budget. Die Aufwendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn
nichts anderes festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teil-
haushaltes wird wie folgt festgelegt:

1. Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des jeweili-
gen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird über die Konten-
gruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (Kontengruppe
52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 53), sonstige ordentliche
Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen (Kontengruppe 55) ein Deckungskreis gebildet. Die
Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für die entsprechenden Finanz-
haushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).
Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/-
auszahlungen.
Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Minder-
aufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. Diese
dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt werden.
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2. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) ge-
bildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt.
Die Deckungsfähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe
70) gilt entsprechend.

3. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegenseitig
deckungsfähig erklärt.

4. Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb des
jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

5. Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden gemäß
§ 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten von
Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt.

6. Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für interne
Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Brück, den 11.06.2012

Christian Großmann
Amtsdirektor

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 15.05.2012
beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Borkheide für das Haushalts-
jahr 2012 wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen
Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemein-
de Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“
bekannt gemacht.

Genehmigungspflichtige Teile sind nicht enthalten.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur
Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,
Zimmer 104 öffentlich aus.

Brück, den 12.06.2012

Großmann
Amtsdirektor

 Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom
18.12.2007 (GVBI. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung
vom 02.04.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

ordentlichen Erträge auf 1.190.300,00 €
ordentlichen Aufwendungen auf 1.293.500,00 €

außerordentlichen Erträge auf 14.500,00 €
außerordentlichen Aufwendungen auf 14.500,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen auf 1.349.500,00 €
Auszahlungen auf 1.454.900,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.098.300,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.189.000,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 251.200,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 265.900,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 0,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 0,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0,00 €

 Haushaltssatzung der Gemeinde Planebruch für das Haushaltsjahr 2012

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
zur Leistung von Investitionsauszahlungen und
Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen
in künftigen Haushaltsjahren wird auf 67.000,00 €
festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt
festgesetzt:

1. Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 270 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 379 v. H.

2. Gewerbesteuer 300 v. H.

§ 5

1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge
und Aufwendungen als für die Gemeinde von
wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

2. Die  Wertgrenze für  die   insgesamt  erforderlichen
Auszahlungen, ab  der  Investitionen und Investitions-
fördermaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln darzustellen
sind, wird auf 50.000 €
festgesetzt.
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3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung
bedürfen, wird bei:
a) Personalaufwendungen/-auszahlungen auf 20.000 €
b) sonstigen Aufwendungen/Auszahlungen aus

laufender Verwaltungstätigkeit sowie für
Finanzierungstätigkeit auf  10.000 €

 c) Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 5.000 €
festgesetzt.

 4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, wer-
den bei:
a) der Entstehung eines Fehlbetrages auf  100.000 €

und
b) bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen

Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 25.000 €
festgesetzt.

5. Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen
sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3 a) und b) sowie Nr. 4 b)
ausgeschlossen und werden vom Amtsdirektor genehmigt.

6. Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen ent-
stehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von
der Wertgrenze nach § 5 Nr. 3 und Nr. 4 b) erfolgen.

§ 6

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre
2025 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthal-
tenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
planes umzusetzen.

§ 7

Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfinanz-
haushalte gebildet. Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein
Budget. Die Aufwendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn
nichts anderes festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teil-
haushaltes wird wie folgt festgelegt:
1. Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des jeweili-

gen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird über die Konten-
gruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen
(Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 53), sons-
tige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie Zinsen und
sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein Deckungskreis
gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für die
entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).
Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/-
auszahlungen. Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen
und Minderaufwendungen/- auszahlungen bei zweckgebundenen Mit-
teln. Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck einge-
setzt werden.

2. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) ge-
bildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt.
Die Deckungsfähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe
70) gilt entsprechend.

3. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegenseitig
deckungsfähig erklärt.

4. Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb des
jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

5. Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden gemäß
§ 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten von
Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt.

6. Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für interne
Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Brück, den 28.06.2012

Christian Großmann
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 02.04.2012
beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Planebruch für das Haus-
haltsjahr 2012 wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtli-
chen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Ge-
meinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk –
Flämingbote“ bekannt gemacht.
Aufgrund des im Ergebnisplan ausgewiesenen Fehlbedarfs von 103.200 €
wurde gemäß § 63 Abs. 5 BbgKVerf ein Haushaltssicherungskonzept be-
schlossen, welches einen Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses im Jahr
2025 vorsieht.
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes
wurde vom Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Allgemeine
untere Landesbehörde am 27.06.2012 unter Aktenzeichen 41-Si 164/16/
12 mit Auflagen erteilt.
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur
Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,
Zimmer 104 öffentlich aus.

Brück, den 28.06.2012

Großmann
Amtsdirektor



Nr. 7/2012 / Woche 28 13. Juli 20128 Amtsblatt

Amtlicher Teil – Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung
vom 20.03.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
ordentlichen Erträge auf 1.906.300,00 €
ordentlichen Aufwendungen auf 2.032.500,00 €
außerordentlichen Erträge auf 0,00 €
außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 €

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der
Einzahlungen auf 2.161.200,00 €
Auszahlungen auf 2.513.300,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen
auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.785.100,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.012.700,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 155.700,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 225.100,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 220.400,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 275.500,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr wie folgt
festgesetzt:

1. Grundsteuer
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 249 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H.

2. Gewerbesteuer 300 v. H.

§ 5
1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und

Aufwendungen als für die Gemeinde von wesentlicher
Bedeutung angesehen werden, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

2. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen
Auszahlungen, ab der Investitionen und Investitions-
fördermaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln
darzustellen sind, wird auf 50.000 €
festgesetzt.

Haushaltssatzung
der Gemeinde Golzow für das Haushaltsjahr 2012

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung
bedürfen, wird bei:
a) Personalaufwendungen/-auszahlungen auf 20.000 €
b) sonstigen Aufwendungen/Auszahlungen aus

laufender Verwaltungstätigkeit sowie für
Finanzierungstätigkeit auf 10.000 €

c) Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 10.000 €
festgesetzt.

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu
erlassen ist, werden bei:
a) der Entstehung eines Fehlbetrages auf 100.000 €

und
b) bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen

Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 25.000 €
festgesetzt.

5.  Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen
sind von den Wertgrenzen nach § 5 Nr. 3 a) und b) sowie  Nr. 4 b)
ausgeschlossen und werden vom Amtsdirektor genehmigt.

6. Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen ent-
stehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von
der Wertgrenze nach § 5 Nr. 3 und Nr.  4 b) erfolgen.

§ 6
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre
2025 wieder hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthal-
tenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
planes umzusetzen.

§ 7
Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfinanz-
haushalte gebildet. Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein
Budget. Die Aufwendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn
nichts anderes festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teil-
haushaltes wird wie folgt festgelegt:
1. Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des jeweili-

gen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird über die Konten-
gruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (Kontengruppe
52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 53), sonstige ordentliche
Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie Zinsen und sonstige Finanz-
aufwendungen (Kontengruppe 55) ein Deckungskreis gebildet. Die
Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für die entsprechenden Finanz-
haushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).
Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/-
auszahlungen.
Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Minder-
aufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. Diese
dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt werden.

2. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) ge-
bildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt.
Die Deckungsfähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe
70) gilt entsprechend.

3. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV ein
Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegenseitig
deckungsfähig erklärt.

4. Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb des
jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

5. Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden gemäß
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§ 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten von
Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt.

6. Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für interne
Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Brück, den 21.06.2012

Christian Großmann
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung der Gemeindevertretung am 20.03.2012
beschlossene Haushaltssatzung der Gemeinde Golzow für das Haushalts-
jahr 2012 wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen
Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde
Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“
bekannt gemacht.

Aufgrund des im Ergebnisplan ausgewiesenen Fehlbedarfs von 126.200 €
wurde gemäß § 63 Abs. 5 BbgKVerf ein Haushaltssicherungskonzept be-
schlossen, welches einen Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses im Jahr
2025 vorsieht.
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes
wurde vom Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Allgemeine
untere Landesbehörde am 15.06.2012 unter Aktenzeichen 41-Si 136/16/
12 mit Auflagen erteilt.
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur
Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59,
Zimmer 104 öffentlich aus.

Brück, den 22.06.2012

Großmann
Amtsdirektor

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück hat in der öffentlichen
Sitzung  am 7. Juni 2012  beschlossen:
1. Die Aufstellung einer Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 3 für

die Flurstücke 39/20 und 39/21 der Flur 3 in der Gemarkung Brück.
Das Plangebiet ist in der Anlage gekennzeichnet.

2. Zur Darlegung und Erörterung der Planungsziele wird nach § 3 BauGB
eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange durchgeführt.

3. Das Planungsziel ist die Schaffung der städtebaulichen und
baurechtlichen Zulässigkeit für die Errichtung eines Einfamilienhauses.

Öffentliche Bekanntmachung
Aufstellung Ergänzungssatzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz 3 BauGB

Stadt Brück, Lessingstraße

4. Der Aufstellungsbeschluss wird gemäß Hauptsatzung der Stadt Brück
öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 20. Juni 2012

Großmann
Amtsdirektor
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Der gewählte Gemeindevertreter der Wählergemeinschaft „Borkwalder
Notgemeinschaft“, Herr Klaus Mohwinckel, hat sein Mandat in der Ge-
meindevertretung Borkwalde zum 24.05.2012 niedergelegt.
Gemäß §§ 59 Abs. 1 und 60 Abs. 3 und 6 des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) ist eine Ersatzperson aus der Wähler-
gemeinschaft „Borkwalder Notgemeinschaft“ zu berufen.
Entsprechend des Ergebnisses der Kommunalwahl vom 28. September 2008
- Wahl der Gemeindevertretung Borkwalde – wird folgende Ersatzperson

14.06.2012
Bekanntmachung zur Kommunalwahl vom 28. September 2008

Mandatsverzicht und Berufung in die Gemeindevertretung Borkwalde

der Wählergemeinschaft „Borkwalder Notgemeinschaft“ zum 15. Juni 2012
als Gemeindevertreter berufen:

Frau Karin Buchholz
Goethestr. 3 14822 Borkwalde

Marion Jahn
stellv. Wahlleiterin

Die gewählte Gemeindevertreterin der Partei „SPD“, Frau Kerstin Renner-
Bingert, hat ihr Mandat in der Gemeindevertretung Borkwalde zum
04.06.2012 niedergelegt.
Gemäß §§ 59 Abs. 1 und 60 Abs. 3 und 6 des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahIG) ist eine Ersatzperson aus der Partei
„SPD“ zu berufen.
Entsprechend des Ergebnisses der Kommunalwahl vom 28. September 2008
- Wahl der Gemeindevertretung Borkwalde – wird folgende Ersatzperson

12.06.2012
Bekanntmachung zur Kommunalwahl vom 28. September 2008

Mandatsverzicht und Berufung in die Gemeindevertretung Borkwalde

der Partei „SPD“ zum 15. Juni 2012 als Gemeindevertreter berufen:

Herr Dr. Gerd Harms
Schillerstr. 28  14822 Borkwalde

Marion Jahn
selttv. Wahlleiterin

Der gewählte Gemeindevertreter der Wählergemeinschaft „Wir in
Borkwalde“, Herr Klaus Heller, hat sein Mandat in der Gemeindevertretung
Borkwalde zum 16.04.2012 niedergelegt.
Gemäß §§ 59 Abs. 1 und 60 Abs. 3 und 6 des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes (BbgKWahlG) ist eine Ersatzperson aus der Wähler-
gemeinschaft „Wir in Borkwalde“ zu berufen.
Entsprechend des Ergebnisses der Kommunalwahl vom 28. September 2008
- Wahl der Gemeindevertretung Borkwalde – wird folgende Ersatzperson

12.06.2012
Bekanntmachung zur Kommunalwahl vom 28. September 2008

Mandatsverzicht und Berufung in die Gemeindevertretung Borkwalde

der Wählergemeinschaft „Wir in Borkwalde“ zum 15. Juni 2012 als
Gemeindevertreter berufen:

Herr Andreas Link
Elsa-Beskow-Weg 1
14822 Borkwalde

Marion Jahn
selttv. Wahlleiterin
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A. Verfügender Teil

I. Entscheidung
Gemäß §§ 87ff des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. vom 16.03.1976
(BGBI. I S. 546 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBI. I
S. 2794), wird hiermit das Flurbereinigungsverfahren Ortsumgehung Eutzsch
im Landkreis Wittenberg angeordnet.
Das Flurbereinigungsverfahren wird nach den §§ 87ff FlurbG vom Amt für
Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Anhalt, F. von Schill-Straße 24,
06844 Dessau-Roßlau, als Flurbereinigungsbehörde durchgeführt.
Dem Flurbereinigungsverfahren unterliegen die in der Anlage im Verzeich-
nis der Verfahrensflurstücke aufgeführten Flurstücke.
Das Flurbereinigungsgebiet des Flurbereinigungsverfahrens umfasst eine
Fläche von rd. 600 ha und ist mit dem Einwirkungsbereich des Unterneh-
mens „B 2/ B 100 Ortsumgehung Eutzsch“ identisch.
 Die Grenze des Flurbereinigungsgebietes ist auf der als weitere Anlage
zum Beschluss gehörenden Gebietskarte des Flurbereinigungsverfahrens
dargestellt.

II. Beteiligte
Am Flurbereinigungsverfahren sind gem. § 10 FlurbG beteiligt:
1. als Teilnehmer die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet gehö-

renden Grundstücke sowie die den Eigentümern gleichstehenden Erb-
bauberechtigten;

2. als Nebenbeteiligte:
a) Gemeinden  und  Gemeindeverbände,  in deren  Bezirk Grundstücke

vom  Flurbereinigungsverfahren betroffen werden;
b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-

schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG)
oder deren Grenzen geändert werden (§ 58 Abs. 2 FlurbG);

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungs-
gebiet räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von
ihm beeinflusst wird;

d) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehören-
den Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von
persönlichen Rechten, die zum Besitz oder  zur  Nutzung   solcher
Grundstücke   berechtigen   oder  die   Benutzung   solcher
Grundstücke beschränken;

e) Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis
zum Eintritt des neuen Rechtszustandes (§ 61 Satz 2 FlurbG);

f) Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden
Grundstücken, denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Aus-
führungskosten auferlegt wird (§ 42 Abs. 3 und §
106 FlurbG) oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der Gren-
ze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben (§ 56 FlurbG).

III. Teilnehmergemeinschaft und Unternehmensträger
Gemäß § 16 FlurbG bilden die Teilnehmer die Teilnehmergemeinschaft. Sie
entsteht mit dem Flurbereinigungsbeschluss und ist eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts.
Die Teilnehmergemeinschaft des Flurbereinigungsverfahrens führt den Na-
men „Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung OU Eutzsch“. Sie hat
ihren Sitz in Eutzsch.

Halle, 08.05.2012
Landesverwaltungsamt

409 – Obere Flurbereinigungsbehörde  Halle (Saale)

Flurbereinigung: Ortsumgehung Eutzsch
Landkreis: Wittenberg
Verfahrens-Nr. : 611-17WB4018

Öffentliche Bekanntmachung
Flurbereinigungsbeschluss

Träger des Unternehmens „B 2/ B 100 Ortsumgehung Eutzsch“ im
Flurbereinigungsverfahren ist die Bundesrepublik Deutschland,
Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch das Land Sachsen-Anhalt, die-
ses vertreten durch die Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regional-
bereich Ost.
Der Unternehmensträger ist gemäß § 88 Nr. 2 FlurbG Nebenbeteiligter im
Sinn von § 10 Nr. 2 FlurbG im Flurbereinigungsverfahren.
IV. Aufforderung zur Anmeldung von Rechten
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung
am Flurbereinigungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3
Monaten bei der zuständigen Flurbereinigungsbehörde, dem Amt für Land-
wirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Anhalt, F. von Schill-Straße 24, 06844
Dessau-Roßlau, anzumelden (§ 14 Abs. 1 FlurbG).

Es kommen in Betracht:
a) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden

Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von persön-
lichen Rechten, die zum Besitz oder  zur  Nutzung   solcher   Grundstü-
cke   berechtigen   oder  die   Benutzung   solcher Grundstücke be-
schränken, z. B. Pacht-, Miet- und ähnliche Rechte (§10 Nr. 2d FlurbG);

b) Im Grundbuch einzutragende Rechte an den zum Flurbereinigungs-
gebiet gehörenden Grundstücken, insbesondere Hütungsrechte oder
andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsrechte, Wege-, Wasser- oder
Fischereirechte usw. die vor dem 01.01.1900 begründet sind und des-
halb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften;

c) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das
Liegenschaftskataster übernommen sind.

Diese Rechte sind auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde innerhalb
einer von dieser zu setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlo-
sem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen.
Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nachgewiesen, so
kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Fest-
setzungen gelten lassen (§14 Abs. 2 FlurbG).
Der Inhaber eines gem. § 14 Abs. 1 FlurbG bezeichneten Rechtes muss die
Wirkung eines  vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso ge-
gen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist (§ 14
Abs. 3 FlurbG).
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübertragung außerhalb
des Grundbuches (z. B. Erbfall) unrichtig geworden sind, werden die Betei-
ligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt auf
eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Aufla-
gen des Grundbuchamtes zur Beschaffung der Unterlagen für die Grund-
buchberichtigung möglichst ungesäumt nachzukommen.

V. Einschränkungen
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur
Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes gelten gem. § 34 Abs. 1 FlurbG
folgenden Einschränkungen:

1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der
Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, die
zum ordnungsmäßigen Wirtschaftsbetrieb gehören.
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2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u. ä. Anla-
gen dürfen nur mit Zustimmung  der Flurbereinigungsbehörde errich-
tet,  hergestellt,  wesentlich  verändert oder beseitigt werden.

3. Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäu-
me, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, so-
weit landeskulturelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und
der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung
der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. Andere gesetzliche Vor-
schriften über die Beseitigung von Reb- und Hopfenstöcken bleiben
unberührt.

Sind entgegen den Vorschriften zu 1. und 2. Änderungen vorgenommen
oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so kann dieses im
Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungs-
behörde kann den früheren Zustand gem. § 137 FlurbG wiederherstellen
lassen, wenn dieses der Flurbereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG).
Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift zu 3. vorgenommen worden, so muss
die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen (§ 34 Abs. 3
FlurbG).
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Ausführungs-
anordnung bedürfen Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsge-
mäßen Bewirtschaftung übersteigen, der Zustimmung der Flurbereinigungs-
behörde im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde (§ 85 Ziff. 5 FlurbG).
Sind Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die Flurbereinigungs-
behörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte
oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde
wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat (§ 85 Ziff. 6 FlurbG).
Gemäß § 35 FlurbG sind die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde
berechtigt, zur Vorbereitung und zur Durchführung der Flurbereinigung
Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen erforderlichen Ar-
beiten auf ihnen vorzunehmen.

B. Begründung

Das Flurbereinigungsverfahren war antragsgemäß einzuleiten, weil der
Antrag zulässig und begründet ist und auch aus der Sicht der oberen
Flurbereinigungsbehörde die Durchführung eines Flurbereinigungsverfahrens
nach § 87ff FlurbG geboten erscheint.

Im Flurbereinigungsgebiet liegt das zum Bau vorgesehene Unternehmen
„B 2/ B 100 Ortsumgehung Eutzsch“.
Die Enteignungsbehörde hat die Voraussetzungen für das Vorliegen des
Enteignungsrechts gemäß § 19 FStrG geprüft. Das Planfeststellungsverfahren
gemäß § 17 FStrG ist im Juni 2011 eingeleitet worden. Am 21. Juli 2011
hat die Enteignungsbehörde beantragt, für diese Maßnahme ein
Flurbereinigungsverfahren gem. § 87 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 FlurbG einzulei-
ten.

Durch das Unternehmen werden im Flurbereinigungsgebiet ländliche Grund-
stücke in großem Umfang in Anspruch genommen. Darüber hinaus werden
durch das Vorhaben Durchschneidungen wirtschaftlich zusammenhängen-
der Flächen eintreten, wobei unwirtschaftliche Grundstücksformen und
- größen entstehen. Des Weiteren wird das vorhandene Wege- und Gewässer-
netz in Mitleidenschaft gezogen. Derartige für die allgemeine Landeskultur
entstehende Nachteile können nur durch eine Neueinteilung der Grundstü-
cke vermieden werden.

Das Flurbereinigungsgebiet wurde so begrenzt, dass der Zweck der Flurbe-
reinigung möglichst vollkommen erreicht wird (§ 7 FlurbG).
Bestimmend war bei der Abgrenzung ferner, dass die wesentlichen plan-
festzustellenden Anlagen erfasst werden, die durch das Unternehmen in
der weitgehend geordneten Flur entstehenden landeskulturellen Nachteile

bestmöglich ausgeglichen und das Wege- und Gewässernetz möglichst
zweckmäßig gestaltet werden können.

Die Flurbereinigungsbehörde hat die voraussichtlich beteiligten Grundstücks-
eigentümer gem. § 5 Abs. 1 FlurbG über den Ablauf und den besonderen
Zweck eines Flurbereinigungsverfahrens nach § 87 FlurbG und über die
voraussichtlich entstehenden Kosten und deren Finanzierung in geeigneter
Weise aufgeklärt.

Die im § 5 Abs. 2 und 3 FlurbG bezeichneten Behörden, Körperschaften
und Organisationen sind gehört und unterrichtet worden. Einwendungen,
die geeignet gewesen wären von der Anordnung des Flurbereinigungs-
verfahrens Abstand zu nehmen, wurden nicht vorgebracht.

In diesen Anhörungen wurden keine Einwendungen gegen die Einleitung
des Flurbereinigungsverfahrens vorgebracht, die einer Anordnung des
Flurbereinigungsverfahrens entgegenstehen.

Die Voraussetzungen für die Anordnung eines Flurbereinigungsverfahrens
nach den §§ 87ff FlurbG liegen somit vor.

C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landesverwaltungsamt
in Halle (Saale) erhoben werden.
Die Rechtsbehelfsfrist beginnt mit dem ersten Tag der Bekanntmachung.
Für die Wahrung  der Frist ist das Datum des Eingangs des Widerspruches
beim Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) maßgebend.

Im Auftrag

Wöckener 2. Ausfertigung

Der vorstehende Flurbereinigungsbeschluss mit dem Verzeichnis der
Verfahrensflurstücke  sowie der Gebietskarte liegt
– in der Stadt Lutherstadt Wittenberg, Lutherstr. 56, 06886 Lutherstadt

Wittenberg
– in der Stadt Kemberg, Burgstr. 5, 06901 Kemberg
– in der Stadt Jessen (Elster), PF 57, 06914 Jessen (Elster)
– in der Stadt Coswig (Anhalt), Markt 1, 06869 Coswig (Anhalt)
– in der Stadt Zahna-Elster, Rathausplatz 1, 06895 Zahna
– in der Stadt Bad Schmiedeberg, Markt 10, 06905 Bad Schmiedeberg
– in der Stadt Gräfenhainichen, Markt 1, 06773 Gräfenhainichen
– in der Stadt Oranienbaum-Wörlitz, Franzstr. 1, 06785 Oranienbaum-

Wörlitz
– in der Gemeinde Niedergörsdorf, Dorfstr. 14f, 14913 Niedergörsdorf
– in der Stadt Treuenbrietzen, Großstr.105, 14929 Treuenbrietzen
– im Amt Niemegk, Gemeinde Rabenstein/Fläming, Großstr.6, 14825

Niemegk
– im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Anhalt,

Kavalierstr.31, 06884 Dessau-Roßlau
zwei Wochen lang nach seiner Bekanntmachung zur Einsichtnahme für die
Beteiligten während der Dienststunden aus.

Im Auftrag
Friedrich
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